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ANFRAGEBEANTWORTUNG 

betreffend die schriftliche Anfrage der Abg. 

Dr. Müller und Genossen vom 8. Juli 1991, Nr. 

1362/J':'NR/1991, "Einschätzung und Realisierung 

der Vorschläge des Innsbrucker Branddirektors 

zum Thema Gefahrgut-Tr.ansit fI 

Ihre Fragen darf ich wie folgt beantworten: 

Zu F:r:A9~._ .. !;_ 

~4~-1 gAB 

199~ -09- 0 lS 

zu A36~ IJ 

"Wie beurteilen Sie die obgenannten Vorschläge hinsichtlich 
ihrer Rea1isierungsmög1ichkeit?" 

Um die Frage nach der Realisierungsmöglichkeit der im Motiven­

teil wiedergegebenen Vorschläge sachgerecht beantworten zu 

können, mUß ich einiges zu den Prämissen und der Diktion der 

Vorschläge vorausschicken: 

1. Die Feststellung, "daß sporadische Kontrollen nichts 

nützen", ist insoweit unverständlich, als die Nützlichkeit 

z.B. der vom mobilen Gefahrgutprüfzug der Bundesprüfanstalt 

für Kraftfahrzeuge (BPA), der von den Bundesländern einge­

setzten Kontrollbusse und der von der Exekutive durchge­

führten Gefahrgutkontrollen bislang von keiner Seite be­

stri tten wurde. Selbstverständl ich werden ve·rstärkte Kon­

trollen und weitere Verbesserungen auf diesem Gebiet ange­

strebt, wobei das Hauptaugenmerk auf dem vermehrten Einsatz 

geschulter Exekutivbeamter, aber auch einer verbesserten 

Schulung der mit dem Verwaltungsstrafverfahren befaßten 
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Sachbearbe~ter wird liegen müssen. Darüber h~naus werde" 
~dnkrete Vorschläge der Bundesländer zur V~rbesserung 4er 
Vollzugsbestimmungen des GGSt Berücksichtigung finden. Da­

mit sollten GefahrgutkontrOllen an wechselnden Standorten 
im lnland durch die BPA erleichtert werden, wodurch das mit 
der eingangs zitierten Feststellung verm\ltlich angesproche­
ne Problem des Ausweichens reduziert wird. 

2. Es lie9t ein gewisser Widerspruch darin, den (nicht nUr im 
Gefahrgutbereich auftretenden) Umstand, "daß der Exekutive 
die Mittel fehlen, um die Gesetze und Verordnungen lücken-. 
los zu exekutieren", älß aegründung daf~r h~ranzuziehen, 
die Erlassung von Fahrverboten und Einschränkungen zu be­
gehren, deren Einhaltung erst recht der ver$tärkten Uber­
wachung durch die Exekutive bedürfte. Wesentlich ist vor 

allem die Durchsetzung der möglichst weitgenenden Einhal­

tung der Vorschriften, welche insbeSondere auch durch die 
Schulung aller Beteiligten und einfach vollziehbare Vor­
schriften gefördert wird. In diesem Zusammenhang weise ich 
darauf hin, daß in der nächsten Novelle zum GGSt jedenfalls 

auch EG-konforme Bestimmungen über die Bestellung von Ge­
fahrgutbeauftragten in Untetnehmen, di~ gefährliChe Güter 

befördern, vorgeseben sind. 

3. Der Vorschla~ im Motiventeil betrifft eingangs die "Erar+ 
bettung eines aktuellen Giftkatalogs durch konsequente 
Uberprüfungen an den Grenzen". 

Damit wird die Frage nach der Definition des Begr~ffes "ge­
f&hrliche Güter lt gestellt, von deren Beantwortung die Ent­
scheidung abhängt, welche der an den Grenzen eintreffenden 
Güter in den aktuellen IIGiftkatalog" aufzunehmen wären. 
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Völlig abzulehnen ist in diesem Zusammenhang all~rdings der 
verwendete Begriff ItTransitgifte", da hier eins mit der 
Sicherheit in keinem Zusammenhang ~tehende Unterscheidung 
vorgenommen wird. Für die Frage der möglichen Auswirkunge~ 
eines Unfalles ist es völlig unerheblich, ob dieser vön 
einem LKW mit Ge!ahrgütern im Transitverkehr, im Lo~owVer­
kehr im innerösterreichischen Verkehr oder aber arich in 
~tationären Anlagen verursacht wird~ Die Bezeichnung "Gif~ 
te" soll offenbar den als zu undramatisch empfundenen Be­
griff "gefährliche Güter" ersetzen. Die~ 1st jeddch nicht 
korr.kt, weil der Begriff "Gifte" in der lexikall$Chen De­
finition (und mehr noch in der Definition der Beförderungs­
vorschriften) nur einen Bruchtei~ der gefährlichen Güter 
c;lusmacht. Was die lt Aktual i tät " des Gi ftkatalogs Ginlangt, 
sind die im ADR zusätzlich zu den namentlich angeführten 
Stoffen und Gegenständen aufgenommenen abstrakten 
Stoffgr\lppen mit chemisch .... physikalischen Sarnrnelbezeichnun­
gen weit besser geeignet; auch neue Stpffe einzustufen als 
Stoffl1sten allein. 

4. Der vorschlag trifft weiterS eine Einteilung der in den 

"Giftkatalog" aufzunehmenden GUter in solche, Qie 

1. im Falle eines Unfalles zur Katastrophe führen, 
2. im Falle eines ijnfalles zu großräumigen Umweltbe­

lastungen führen, 

3. im Falle eines Unfalles zu übe~fordetnden aelastun~en 
der Einsatzörganisationen fünren, 

4. im Falle einer Unfal~beteiligung zu eskalierenden 

Unfallerscheinunge~ führen 0 

Während diese Einteilungskriterien (ganz besonders das 
unter 3. genannte Kriterium) auf stark subjektiven Para­
metern beruhen, streben die bestehenden Kriterien des 
Gefahrg~tbeförQerungsrechts, die auf den weltweit ~ür 
alle Verkehrsträger geltenden Empfehlungen der Vereinten 

1471/AB XVIII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original) 3 von 7

www.parlament.gv.at



- 4 -

Nationen beruhen, möglichste Objektivierung durch Nach­

vollziehbarkeit der Einteilung durch Testf? an. Das sub­
jektive Element liegt dab~i einzig in der ~uswahl der 
Vorgänge, die als gefährlich bewertet werden, und ~rfaßt 
für die E:t.nteilung in die sogenannten "Ge~ahtgutldass~Q" 
relevante, für Menschen, Sachen und die Umwelt schäd~i­

che Eigenschaften der Güter wie EXPloslvität, Entzünd­
barkeit, Giftigkeit, Allsteckungsgefährlichkeit, Radio­

aktivität, Ätzwirkung usw. 

Es ist davon auszugehen, daß alle nach den Kriterien 

unter den Punkten 1., 3. und 4. und fast alle nach dem 
Kriterium unter Punkt 2. des Vorschlages in den "Gift­

katalog" aufzunehmenden Stoffe auch Gefahrgüter im Sinne 
der Gefahrgutklassen der Vereinten Nationen wären. Hin­

$ichtlich der nicht in den spezifischen Klassen 1 bis 8 
enthaltenen wassergefährdenden Stoffe sowie d~r Stoffe 
mit kanzerogener Wirkung u.a. ist bei den Vereinten 
Nationen eine entsprechende Erweiterung der Klaßse 9 
("verschiedene gefährliche Stoffe") in Ausarbeitung, 

womit eine Deckungsgleichheit künftig a~ch für die Güter 

gemäß dem 2. Kriterium anzunenmen ist. 

5. Die an die Zuordnung der Güter des "Giftkatalogs" i~ 
Vorschlag geknüpften Maßnahmen umfassen 

1. ein Einfuhrverbot mit allen Verk~hrst~ägern, 

2. eine nur auf der Bahn zulässige BeförderUng- unter 
besonderen Sicherheitsauflagen, 

3. eine (nur?) auf der Straße zulässige ßeförderung un­

ter besonderen Sicherheltsauflagen. 

Diese Maßnahmen stellen absolute bzw. teilweise 
Beförderungsverbote dar. Solche können aus Grün­
den der Unteilbarkeit des Sicherheit$anliegens 

und auf Grund völkerrechtlicher Verpflichtungen 

.. 
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(insbesondere der GATT-Regeln) nicht für d~n inter­
nationalßn Verkehr alleih~ sondern nur als Beförderungs­
verbote für den internationalen und nationalen Verkehr 
erlassen werden. Da es aber in solchen Fällen unsinni~ 
wäre, den Verkauf, Konsum und sonstigen Umgang mit 
solchen Gütern weiterhin zuzulassen, wäre die unter 

1. vorgeschlagene Maßnahme zweckmäßig~rweis~ als Verbot 
des Itlnverkehrsetzens" und somit auch des Einführens und 

Verwendens im Rahmen des Chemikaliengesetzes zu 

erlassen. 

Oie MaßI\ahme unter 2. beinhaltet ein absolutes Fahrver­
bot auf der Straße. Dies ist insoweit unrealistisch, als 
eine Güterbeförderung ausschließlich zwischen Gleisan­
schlüssen nicht immer möglich ist. Somit muß jedenfalls 
zumindest ein Vor- und Nachlauf im kombinierten Verkehr 

und eine regionale Flächenversorgung jedenfalls weiter .... 

hin au~h auf der Straße zulässig sein. 

Die unter Punkt 3. des Vorschla~es vorgesehenen Maßnah­
men sind bereits nach der d~t. Rechtslage möglich. Ei­

nerseits sind pereits in der Straßentunnelverordnung, 

BGBl.Nr. 270/1987 i.d.F. BGBl.Nr. 22/1990 Maßnahmen bei 
der Durchfahrt gefährlicher Güter durch die meistep 
Tunnel von mehr a1 $ 1.000 m Länge vorg,esehen., wobei für 

besonders gefährl~che 1unne~ bei einer solchen Be­
fQrderung eine Begleitpflicht besteht, andererseits 
sieht die Streckenbewilligungsverordnung, BGBl.Nr. 

20/1988 i.d.F. BGBl.Nr. 114/1989 und 267/1989 vor, daß 

die darin erWähnten Güter bei tlberschreiten best~mmter 
Mengenschwellen der StreckenbewilligungspfliCht unter­
liegen. Im Streckenbewilligungsbescheid können besondere 
Auflagen z.B. eine Begleitpflicht enthalten sein. Daß 

natürlich jede dem ADR unterstehende Beförd~rung unter 
zahlreichen Sicherheitsauflagen erfolgt, sollte der 

Vollständigkeit halbßr auch erwähnt werden. 
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Zusammenfassend lassen sich die Vorschläge auf Grund der vor­

stehenden Ubßrlegungen folgendermaßen bewerten: 

1. Die Vorschläge zur Anderungder Terminologie (~Transit­

gifte"t "Giftkatalog") sind mangels safi::hli.c~er Recht,... 

fertigung abzulehnen. 

2. Die Vorschläge für neue Einteilungskriterien der gefähr~ 

lichen Güter sind wegen der subjektiven Komponenten pro­

blematisch. soweit sie jedoch darauf abzielen, bestiIIlIllte 

Güter, die noch keine ge~ährlichen Güter 1m Sinne der 

UN .... Empfehlungen sind, zusätzlich al~ gefl:\.hrlic:Q.e Güter 
einzustufen, wir9 das Verkehrsressort bei entsprechender 

Begründbarkeit dßrenkünftige Einstufung bei den Ver­

einten Nationen beantragen. 

3. Die Vorschläge hinsichtlich der zU ergreifenden Maß­

nahmen wären, soweit sie absolute Befördetungsverbote 

b~inhalten, im Rahmen des Chemikalienrechts zu re.alisie­

ren. Das Verkehtsressort wird dem zU$tändigen BMUJF ihm 
konkret genannte Güter mit entsprechender Begründung für 

ein Verbot des Inverkeprbringens im Sinne des Chemika­

liengesetzes vorschlagen. Absolute Beförderungsverbote 

nu~ für die Straße sind mangels vollständiger Flächen­

erschließung durch die Sch~ene nicht tealisierb~r. Be­

fQrderungseinschränkungen auf der straße bestehen be­

reits auf Grund der dzt. Rechtslage (Straß~tunnelverN 

ordnung) bzw. können im Rahmen der Streckenbewilligung 

verfügt werden. E;ine zu~ätzliohe BeSchränkung illl ADR i~t 
mittels des österreichischen Änderungsantrages auf Ein­

führung von Höchstmengen je Beförderungseinheit vorgese­

hen (sh. Beantwdrtung unter 2.). 

Zu Frage 2: 
"WiS i~t der aktuelle Stand bezüglich der Vethandlungen über 
die Neufassung des.ADR?" 
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Der österreichische Antrag auf Einführung von Höchstmengen je 
Beförderungseinheit im AOR wurde in der auf Grund der Ergeb­

nisse der eiIlgehenden innerQsterreichischen Begutachblng' er­

stellten Textfassung eingebracht und Mitte April 1991 von d~.r 
ECE in Genf als Arbeitspapier für die zur Änderung des ADR 

zustandige WP.15 veröffentlicht. In der Sitzung Qer WP.15 vom 

13. bis 11. Mai 1991 wurde seitens Großbritanniens beantragt, 

eine Grundsatzdebatte über die nationalen Einschränkungen zu 

fUhren, die verschiedene ADR-Mitgliedst~aten (z.B. 

Deutschland, österreich, Ungarn) mit Geltun~ für den nationa­

len und intern~tionalen ~erkehr (in österreich betrifft ,dies 

die Straßentunnelverordnung und die Streckenbewilligungsver­
ordnung) bereits erlassen haben. Da das Tagungsprogra~ 

bereits mit dem für 1.1.93 terminisierten Umfangreicnen AI>R­
Änderungspaket menr als ausgelastet war und eine, GrundsatZde­

batte unter extremen Zeitdruck kaum zu konstruktiven Lös~ngen 

geführt hätte, wurde beschlossen, diesen yragehkomp1ex bei der 

näch$ten Tagung der WP. 15 im Mai 1992 als besonderen Tages­

ordnungspunkt zu behandeln. Wie erste Reaktionen g~zeigt ha­

ben, werden substantielle Fortschritte dabei nut zu erzielen 

sein, wenn sich in den anderen ADR-Mitgliedstaaten verstärkt 

eine der österrei<;hischen Verkehrs ... und Umweltpolitik ver­

gleichbare Entwicklupg abzeichnet. Sollte der österreichische 

Antrag ohne weiteres abgelehnt werden und sich auch auf 

anderer internationaler Ebene (ECE-Inlandtransportkomite~, 

Cl!:MT, EG) keine zielführende Befassung mit den 

österre~chisChen Anliegen ergeben, werden w~ite~e rechtliche 

Schritte auf internationaler Ebene ggf. ?uch aUßerhalb des 

ADR-Rahmens zu ergreifen s~in. 

1991 
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